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Verstandigung und des Dialogs zu beachten, wenn es darum geht, die Forderung und den Schutz aller Men-
schenrechte zu gewdhrleisten;

12. nimmt Kenntnis von der Abhaltung des Seminars iiber die Stirkung der internationalen Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte am 15. Februar 2013 unter Beteiligung der Staaten, der
maligeblichen Organisationen, Fonds und Programme der Vereinten Nationen und anderer Interessentréger,
einschlieBlich akademischer Sachverstindiger und der Zivilgesellschaft;

13. ersucht den Generalsekretir, in Zusammenarbeit mit der Hohen Kommissarin der Vereinten
Nationen fiir Menschenrechte Konsultationen mit Staaten und mit zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen
Organisationen iiber Mittel und Wege zur Stirkung der internationalen Zusammenarbeit und des Dialogs in
den Menschenrechtsmechanismen der Vereinten Nationen, einschliefllich des Menschenrechtsrats, sowie
iiber diesbeziigliche Hindernisse und Herausforderungen und Méglichkeiten zu deren Uberwindung zu
fiihren;

14. beschlieBt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer neunundsechzigsten Tagung fortzusetzen.

RESOLUTION 68/161

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
135 Stimrsrggn bei 54 Gegenstimmen und 1 Enthaltung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/68/456/Add.2,
Ziff. 146)%%°:

Dafiir: Afghanistan, Agypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Aquatorialguinea, Arabische Republik
Syrien, Argentinien, Aserbaidschan, Athiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin,
Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Cabo
Verde, China, Costa Rica, Cote d’lvoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea,
Demokratische Volksrepublik Laos, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea,
Fidschi, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien,
Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kasachstan,
Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, Libyen,
Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik,
Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay,
Peru, Philippinen, Ruanda, Russische Fdderation, Salomonen, Sambia, Samoa, Sdo Tomé und Principe, Saudi-
Arabien, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Sldafrika, Sudan, Stidsudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Uruguay,
Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vietnam.

Dagegen: Albanien, Andorra, Armenien, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Danemark,
Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien,
Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg,
Malta, Marshallinseln, Monaco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Palau, Polen, Por-
tugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruméanien, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slow-
enien, Spanien, Tschechische Republik, Tirkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Konigreich GroRbritannien und
Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Chile.

68/161. Forderung der ausgewogenen geografischen Verteilung in der Zusammensetzung der
Menschenrechtsvertragsorgane

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre fritheren Resolutionen zu dieser Frage,

% Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Brasilien, China, Kuba (im Na-
men der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtgebundenen Lénder sind) und Russi-
sche Foderation.
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erneut erklarend, wie wichtig das Ziel der universellen Ratifikation der Menschenrechtsiiberein-
kiinfte der Vereinten Nationen ist,

es begriiBend, dass die Anzahl der Ratifikationen der Menschenrechtsiibereinkiinfte der Vereinten
Nationen erheblich zugenommen hat und einige Vertrdge einer universellen Ratifikation ndhergekommen
sind,

erneut erklarend, wie wichtig die wirksame Aufgabenwahrnehmung der gemil den Menschen-
rechtsiibereinkiinften der Vereinten Nationen geschaffenen Vertragsorgane fiir die volle und wirksame An-
wendung dieser Ubereinkiinfte ist,

anerkennend, dass die ausgewogene geografische Verteilung in der Zusammensetzung eine unab-
dingbare Voraussetzung fiir die wirksame Aufgabenwahrnehmung der Vertragsorgane ist,

daran erinnernd, dass die Generalversammlung sowie die frithere Menschenrechtskommission in
Bezug auf die Wahl der Mitglieder der Menschenrechtsvertragsorgane anerkannten, wie wichtig es ist, der
ausgewogenen geografischen Verteilung der Mitglieder, der ausgewogenen Vertretung von Frauen und
Mainnern und der Vertretung der hauptsdchlichen Rechtssysteme Rechnung zu tragen und darauf zu achten,
dass die Mitglieder in personlicher Eigenschaft gewahlt werden und in dieser Eigenschaft titig sind und
dass es sich um Personen von hohem sittlichen Ansehen sowie anerkannter Unparteilichkeit und Sach-
kenntnis auf dem Gebiet der Menschenrechte handelt,

in Bekréaftigung der Bedeutung nationaler und regionaler Besonderheiten und verschiedener histori-
scher, kultureller und religidser Traditionen sowie unterschiedlicher Politik-, Wirtschafts- und Rechtssysteme,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretirs®®',

in Anbetracht dessen, dass die Vereinten Nationen flir die Mehrsprachigkeit als ein Mittel zur Forde-
rung, zum Schutz und zur Erhaltung der Vielfalt der Sprachen und Kulturen auf der ganzen Welt eintreten und
dass eine echte Mehrsprachigkeit die Einheit in der Vielfalt und die internationale Verstandigung fordert,

daran erinnernd, dass die Generalversammlung und die frithere Menschenrechtskommission den
Vertragsstaaten der Menschenrechtsvertrdge der Vereinten Nationen nahelegten, einzeln und auf Tagungen
der Vertragsstaaten zu priifen, wie unter anderem der Grundsatz der ausgewogenen geografischen Vertei-
lung bei der Zusammensetzung der Vertragsorgane besser verwirklicht werden kann,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis iiber das regionale Ungleichgewicht bei der gegenwértigen Zu-
sammensetzung der Menschenrechtsvertragsorgane, auf das in dem Bericht des Generalsekretérs hingewie-
sen wird,

erneut erklarend, wie wichtig vermehrte Bemithungen zur Behebung dieses Ungleichgewichts sind,

Uberzeugt, dass das Ziel der ausgewogenen geografischen Verteilung bei der Zusammensetzung der
Menschenrechtsvertragsorgane durchaus vereinbar mit der Notwendigkeit ist, die ausgewogene Vertretung
von Frauen und Ménnern und die Vertretung der hauptsachlichen Rechtssysteme in diesen Organen sowie
das hohe sittliche Ansehen und die anerkannte Unparteilichkeit und Sachkenntnis ihrer Mitglieder auf dem
Gebiet der Menschenrechte zu gewiéhrleisten, und im Einklang mit dieser Notwendigkeit voll verwirklicht
und erreicht werden kann,

1. erklart erneut, dass die Vertragsstaaten der Menschenrechtsiibereinkiinfte der Vereinten Natio-
nen bei der Benennung von Mitgliedern der Menschenrechtsvertragsorgane zu beachten haben, dass diese
Ausschiisse sich aus Personen von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Sachkenntnis auf dem Gebiet
der Menschenrechte zusammensetzen miissen, wobei die Niitzlichkeit der Mitwirkung einiger Personen mit
juristischer Erfahrung sowie die gleiche Vertretung von Frauen und Ménnern in Betracht zu ziehen sind,
und dass die Mitglieder in personlicher Eigenschaft titig sein miissen, und erklért auBerdem erneut, dass
bei den Wahlen zu den Menschenrechtsvertragsorganen der ausgewogenen geografischen Verteilung der
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Mitglieder und der Vertretung der verschiedenen Kulturkreise und der hauptsdchlichen Rechtssysteme
Rechnung zu tragen ist;

2. fordert die Vertragsstaaten der Menschenrechtsiibereinkiinfte der Vereinten Nationen, ein-
schlieBlich der Vorstandsmitglieder, nachdriicklich auf, diese Angelegenheit in die Tagesordnung jeder Ta-
gung und/oder Konferenz der Vertragsstaaten dieser Ubereinkiinfte aufzunehmen, um eine Aussprache iiber
Mittel und Wege zur Gewahrleistung einer ausgewogenen geografischen Verteilung bei der Zusammenset-
zung der Menschenrechtsvertragsorgane auf der Grundlage der fritheren Empfehlungen der Menschen-
rechtskommission und des Wirtschafts- und Sozialrats sowie der Bestimmungen dieser Resolution einzuleiten;

3. legt den Vertragsstaaten der Menschenrechtsiibereinkiinfte der Vereinten Nationen nahe, kon-
krete MaBnahmen zu priifen und zu beschliefen, unter anderem die mdgliche Festlegung von Quoten nach
geografischen Regionen fiir die Zusammensetzung der Vertragsorgane, wodurch sichergestellt werden
konnte, dass das {iberaus wichtige Ziel der ausgewogenen geografischen Verteilung bei der Zusammenset-
zung dieser Menschenrechtsorgane erreicht wird;

4.  empfiehlt, dass bei der Priifung der Moéglichkeit, Sitze in jedem Vertragsorgan auf regionaler
Grundlage zu verteilen, flexible Verfahren eingefiihrt werden, die die folgenden Kriterien umfassen:

a) jeder der von der Generalversammlung festgelegten fiinf Regionalgruppen wird in jedem Ver-
tragsorgan ein Sitzanteil zugeteilt, der dem Anteil der jeweiligen Gruppe an der Gesamtzahl der Vertrags-
staaten der zugrundeliegenden Ubereinkunft entspricht;

b) regelmiBige Revisionen der Verteilung der Sitze miissen vorgesehen werden, um den anteilsma-
Bigen Veranderungen beim Stand der Vertragsratifikationen in jeder Regionalgruppe Rechnung zu tragen;

C) es sollten automatische regelméBige Revisionen erwogen werden, damit der Wortlaut der
Ubereinkunft nicht gedndert werden muss, wenn die Quoten geéndert werden;

5. betont, dass der zur Verwirklichung des Ziels der ausgewogenen geografischen Verteilung bei
der Zusammensetzung der Menschenrechtsvertragsorgane erforderliche Prozess dazu beitragen kann, das
Bewusstsein dafiir zu schérfen, wie wichtig die ausgewogene Vertretung von Frauen und Ménnern und die
Vertretung der hauptsidchlichen Rechtssysteme sind und wie wichtig der Grundsatz ist, dass die Mitglieder
der Vertragsorgane in personlicher Eigenschaft gewiahlt werden und in dieser Eigenschaft tétig sind und
dass es sich um Personen von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Unparteilichkeit und Sachkennt-
nis auf dem Gebiet der Menschenrechte handelt;

6. ersucht den Generalsekretir, im Benehmen mit dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen flir Menschenrechte der Generalversammlung auf ihrer siebzigsten Tagung diesbeziiglich einen
umfassenden aktualisierten Bericht vorzulegen, der Informationen iiber die Schritte, die Vertragsstaaten auf
Tagungen oder Konferenzen der Vertragsstaaten unternommen haben, um die Angelegenheit der ausgewo-
genen geografischen Verteilung bei der Zusammensetzung der Menschenrechtsvertragsorgane anzugehen,
sowie konkrete Empfehlungen zur Durchfiihrung dieser Resolution enthilt;

7. beschlief’t, die Behandlung dieser Frage auf ihrer siebzigsten Tagung unter dem Punkt ,,Forde-
rung und Schutz der Menschenrechte fortzusetzen.

RESOLUTION 68/162

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
135 Stimr;gg)n bei 55 Gegenstimmen und keine Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/68/456/Add.2,
Ziff. 146)™<:

362 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Brasilien, China und Kuba (im

Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtgebundenen Léander sind).

729



	bd-3txt.pdf
	68/130. Jugendpolitik und Jugendprogramme 582
	68/131. Förderung der sozialen Integration durch soziale Inklusion 586
	68/132. Alphabetisierung für das Leben: Bestimmung der künftigen Agenda 589
	68/133. Die Rolle der Genossenschaften in der sozialen Entwicklung 591
	68/134. Folgemaßnahmen zur Zweiten Weltversammlung über das Altern 593
	68/135. Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Entwicklung und der vierundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung 598
	68/136. Vorbereitung und Begehung des zwanzigsten Jahrestags des Internationalen Jahres der Familie 609
	68/137. Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen 612
	68/138. Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 620
	68/139. Verbesserung der Lage der Frauen in ländlichen Gebieten 620
	68/140. Folgemaßnahmen zur Vierten Weltfrauenkonferenz und volle Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung 626
	68/141. Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen 633
	68/142. Erweiterung des Exekutivausschusses des Programms des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen 638
	68/143. Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebene in Afrika 639
	68/144. Bericht des Menschenrechtsrats 645
	68/145. Stärkung der Zusammenarbeit innerhalb des Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet des Kinderschutzes 646
	68/146. Mädchen 647
	68/147. Rechte des Kindes 659
	68/148. Kinderheirat, Frühverheiratung und Zwangsheirat 677
	68/149. Die Rechte indigener Völker 678
	68/150. Bekämpfung der Verherrlichung des Nazismus und anderer Praktiken, die zum Schüren zeitgenössischer Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz beitragen 682
	68/151. Weltweite Bemühungen um die vollständige Beseitigung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz und die umfassende Umsetzung und Weiterverfolgung der Erklärung und des Aktionsprogramms von...
	68/152. Der Einsatz von Söldnern als Mittel zur Verletzung der Menschenrechte und zur Behinderung der Ausübung des Selbstbestimmungsrechts der Völker 693
	68/153. Universale Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völker 697
	68/154. Das Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung 698
	68/155. Internationale Menschenrechtspakte 700
	68/156. Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 701
	68/157. Das Menschenrecht auf einwandfreies Trinkwasser und Sanitärversorgung 708
	68/158. Das Recht auf Entwicklung 712
	68/159. Menschenrechte und kulturelle Vielfalt 720
	68/160. Stärkung der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte 725
	68/161. Förderung der ausgewogenen geografischen Verteilung in der Zusammensetzung der Menschenrechtsvertragsorgane 727
	68/162. Menschenrechte und einseitige Zwangsmaßnahmen 729
	68/163. Die Sicherheit von Journalisten und die Frage der Straflosigkeit 734
	68/164. Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen bei der Förderung regelmäßiger und unverfälschter Wahlen und der Demokratisierung 737
	68/165. Das Recht auf Wahrheit 741
	68/166. Internationales Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen 745
	68/167. Das Recht auf Privatheit im digitalen Zeitalter 747
	68/168. Die Globalisierung und ihre Auswirkungen auf den vollen Genuss aller Menschenrechte 749
	68/169. Bekämpfung von Intoleranz, negativer Stereotypisierung, Stigmatisierung, Diskriminierung, Aufstachelung zu Gewalt und Gewalt gegen Personen aufgrund der Religion oder der Weltanschauung 754
	68/170. Religions- und Weltanschauungsfreiheit 758
	68/171. Nationale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte 763
	68/172. Wirksame Förderung der Erklärung über die Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören 768
	68/173. Folgemaßnahmen zum Internationalen Jahr des Menschenrechtslernens 773
	68/174. Subregionales Zentrum für Menschenrechte und Demokratie in Zentralafrika 775
	68/175. Förderung einer demokratischen und gerechten internationalen Ordnung 777
	68/176. Stärkung der Tätigkeit der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte durch die Förderung der internationalen Zusammenarbeit und Wichtigkeit der Nichtselektivität, Unparteilichkeit und Objektivität 782
	68/177. Das Recht auf Nahrung 785
	68/178. Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus 792
	68/179. Schutz von Migranten 799
	68/180. Schutz und Hilfe für Binnenvertriebene 807
	68/181. Förderung der Erklärung über das Recht und die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen und Organen der Gesellschaft, die allgemein anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen: Schutz von Menschenrechtsverteidige...
	68/182. Die Menschenrechtssituation in der Arabischen Republik Syrien 820
	68/183. Die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Volksrepublik Korea 825
	68/184. Die Menschenrechtssituation in der Islamischen Republik Iran 830
	68/185. Folgemaßnahmen zum Zwölften Kongress der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege und Vorbereitungen für den Dreizehnten Kongress der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege 835
	68/186. Stärkung der Maßnahmen der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege zum Schutz von Kulturgut, insbesondere in Bezug auf den illegalen Handel damit 839
	68/187. Technische Hilfe zur Durchführung der internationalen Übereinkommen und Protokolle betreffend die Terrorismusbekämpfung 842
	68/188. Rechtsstaatlichkeit, Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege in der Entwicklungsagenda der Vereinten Nationen über 2015 hinaus 845
	68/189. Musterstrategien und praktische Maßnahmen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege zur Beseitigung von Gewalt gegen Kinder 849
	68/190. Mindestgrundsätze für die Behandlung der Gefangenen 852
	68/191. Vorgehen gegen die Tötung von Frauen und Mädchen aufgrund des Geschlechts 856
	68/192. Verbesserung der Koordinierung des Vorgehens gegen den Menschenhandel 860
	68/193. Stärkung des Programms der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege, insbesondere seiner Kapazität zur technischen Zusammenarbeit 866
	68/194. Afrikanisches Institut der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und die Behandlung Straffälliger 877
	68/195. Verhütung und Bekämpfung korrupter Praktiken und der Übertragung von Erträgen aus Korruption, Erleichterung der Wiedererlangung von Vermögenswerten und Rückgabe dieser Vermögenswerte an die rechtmäßigen Eigentümer, insbesondere an die Ursprung...
	68/196. Leitlinien der Vereinten Nationen für Alternative Entwicklung 888
	68/197. Internationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Weltdrogenproblems 896
	68/240. Menschenrechtsausschuss 908
	68/241. Menschenrechtsausbildungs- und -dokumentationszentrum der Vereinten Nationen für Südwestasien und die arabische Region 909
	68/242. Die Menschenrechtssituation in Myanmar 911
	68/130. Jugendpolitik und Jugendprogramme
	68/131. Förderung der sozialen Integration durch soziale Inklusion
	68/132. Alphabetisierung für das Leben: Bestimmung der künftigen Agenda
	68/133. Die Rolle der Genossenschaften in der sozialen Entwicklung
	68/134. Folgemaßnahmen zur Zweiten Weltversammlung über das Altern
	68/135. Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Entwicklung und der vierundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung
	68/136. Vorbereitung und Begehung des zwanzigsten Jahrestags des Internationalen Jahres der Familie

	68/137. Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen
	68/138. Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau
	68/139. Verbesserung der Lage der Frauen in ländlichen Gebieten
	68/140. Folgemaßnahmen zur Vierten Weltfrauenkonferenz und volle Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung

	68/141. Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen
	68/142. Erweiterung des Exekutivausschusses des Programms des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen

	68/143. Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebene in Afrika
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Aserbaidschan, Äthiopien, Bangladesch, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Botsuana, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Cabo V...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Argentinien, Australien, Belarus, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland,...
	Enthaltungen: Arabische Republik Syrien, Armenien, Bahamas, Bahrain, Brasilien, Demokratische Volksrepublik Laos, Dominica, Grenada, Haiti, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Katar, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mexiko, Mongolei, Papua-Neuguine...

	68/144. Bericht des Menschenrechtsrats
	68/145. Stärkung der Zusammenarbeit innerhalb des Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet des Kinderschutzes

	68/146. Mädchen
	68/147. Rechte des Kindes
	I
	Durchführung des Übereinkommens über die Rechte des Kindes und der dazugehörigen Fakultativprotokolle
	II
	Förderung und Schutz der Rechte des Kindes und  Nichtdiskriminierung von Kindern
	Nichtdiskriminierung
	Registrierung, Familienbeziehungen, Adoption und alternative Formen der Betreuung
	Wirtschaftliches und soziales Wohlergehen von Kindern
	Beseitigung der Armut
	Recht auf Bildung
	Recht auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit
	Recht auf Nahrung
	Kinderarbeit
	Verhütung und Beseitigung der Gewalt gegen Kinder
	Förderung und Schutz der Rechte der Kinder, namentlich der Kinder in besonders schwierigen Situationen
	Kinder und Rechtspflege
	Kinder inhaftierter Eltern
	Verhütung und Abschaffung des Verkaufs von Kindern, der Kinderprostitution und der Kinderpornografie
	III
	Folgemaßnahmen
	68/148. Kinderheirat, Frühverheiratung und Zwangsheirat
	68/149. Die Rechte indigener Völker
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri...
	Dagegen: Kanada, Kiribati, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Dominica, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Kroatien, Lettland, Liechte...
	68/150. Bekämpfung der Verherrlichung des Nazismus und anderer Praktiken, die zum Schüren zeitgenössischer Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz beitragen
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler...
	Dagegen: Australien, Deutschland, Frankreich, Israel, Kanada, Marshallinseln, Nauru, Palau, Tschechische Republik, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Albanien, Andorra, Armenien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Kiribati, Kroatien, Lettland, Li...

	68/151. Weltweite Bemühungen um die vollständige Beseitigung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz und die umfassende Umsetzung und Weiterverfolgung der Erklärung und des Aktionsprogramms von...

	I
	Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung
	II
	Internationale Dekade der Menschen afrikanischer Abstammung
	III
	Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte
	IV
	Gruppe unabhängiger namhafter Experten für die Umsetzung der Erklärung  und des Aktionsprogramms von Durban
	V
	Treuhandfonds für das Programm der Dekade zur Bekämpfung  von Rassismus und Rassendiskriminierung
	VI
	Sonderberichterstatter über zeitgenössische Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz
	VII
	Aktivitäten zur Weiterverfolgung und Umsetzung
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Ka...
	Enthaltungen: Kenia, Kolumbien, Liberia, Mali, Mauretanien, Mexiko, Schweiz, Tonga.
	68/152. Der Einsatz von Söldnern als Mittel zur Verletzung der Menschenrechte und zur Behinderung der Ausübung des Selbstbestimmungsrechts der Völker

	68/153. Universale Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völker
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, B...
	Dagegen: Kanada, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Nauru, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Kamerun, Paraguay, Tonga, Vanuatu.

	68/154. Das Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung
	68/155. Internationale Menschenrechtspakte
	68/156. Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
	68/157. Das Menschenrecht auf einwandfreies Trinkwasser und Sanitärversorgung
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivi...
	Dagegen: Israel, Kanada, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Albanien, Australien, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Georgien, Island, Japan, Kroatien, Lettland, Litauen, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Polen, Republik Ko...

	68/158. Das Recht auf Entwicklung
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Ka...
	Enthaltungen: Keine.

	68/159. Menschenrechte und kulturelle Vielfalt
	68/160. Stärkung der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Armenien, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien,...
	Enthaltungen: Chile.
	68/161. Förderung der ausgewogenen geografischen Verteilung in der Zusammensetzung der Menschenrechtsvertragsorgane
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Ka...
	Enthaltungen: Keine.


	68/162. Menschenrechte und einseitige Zwangsmaßnahmen
	68/163. Die Sicherheit von Journalisten und die Frage der Straflosigkeit
	68/164. Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen bei der Förderung regelmäßiger und unverfälschter Wahlen und der Demokratisierung

	68/165. Das Recht auf Wahrheit
	68/166. Internationales Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen
	68/167. Das Recht auf Privatheit im digitalen Zeitalter
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staa...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Ka...
	Enthaltungen: Keine.

	68/168. Die Globalisierung und ihre Auswirkungen auf den vollen Genuss aller Menschenrechte
	68/169. Bekämpfung von Intoleranz, negativer Stereotypisierung, Stigmatisierung, Diskriminierung, Aufstachelung zu Gewalt und Gewalt gegen Personen aufgrund der Religion oder der Weltanschauung

	68/170. Religions- und Weltanschauungsfreiheit
	68/171. Nationale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte
	68/172. Wirksame Förderung der Erklärung über die Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören

	68/173. Folgemaßnahmen zum Internationalen Jahr des Menschenrechtslernens
	68/174. Subregionales Zentrum für Menschenrechte und Demokratie in Zentralafrika
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Ka...
	Enthaltungen: Chile, Costa Rica, Mexiko, Palau, Peru, Samoa.

	68/175. Förderung einer demokratischen und gerechten internationalen Ordnung
	68/176. Stärkung der Tätigkeit der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte durch die Förderung der internationalen Zusammenarbeit und Wichtigkeit der Nichtselektivität, Unparteilichkeit und Objektivität

	68/177. Das Recht auf Nahrung
	68/178. Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus
	68/179. Schutz von Migranten
	68/180. Schutz und Hilfe für Binnenvertriebene
	68/181. Förderung der Erklärung über das Recht und die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen und Organen der Gesellschaft, die allgemein anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen: Schutz von Menschenrechtsverteidig...
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Andorra, Argentinien, Aserbaidschan, Australien, Bahamas, Bahrain, Barbados, Belgien, Belize, Benin, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoi...
	Dagegen: Arabische Republik Syrien, Belarus, Bolivien (Plurinationaler Staat), China, Demokratische Volksrepublik Korea, Ecuador, Iran (Islamische Republik), Kuba, Nicaragua, Russische Föderation, Simbabwe, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republ...
	Enthaltungen: Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Armenien, Äthiopien, Bangladesch, Bhutan, Brunei Darussalam, Cabo Verde, Demokratische Volksrepublik Laos, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Ghana, Guyana, Indien, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Leso...


	68/182. Die Menschenrechtssituation in der Arabischen Republik Syrien
	68/183. Die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Volksrepublik Korea
	i) Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, unter anderem unmenschliche Haftbedingungen, öffentliche Hinrichtungen, außergerichtliche und willkürliche Haft, das Fehlen rechtsstaatlicher Verfahren und den Man...
	ii) die Existenz eines ausgedehnten Systems von Lagern für politische Gefangene, in denen eine große Zahl von Personen ihrer Freiheit beraubt und erbärmlichen Verhältnissen ausgesetzt werden und besorgniserregende Verletzungen der Menschenrechte began...
	iii) die Beschränkungen, die allen Menschen auferlegt werden, die sich innerhalb des Landes frei bewegen oder ins Ausland reisen wollen, einschließlich der Bestrafung derjenigen, die das Land ohne Genehmigung verlassen oder zu verlassen suchen, oder i...
	iv) die Lage von in die Demokratische Volksrepublik Korea ausgewiesenen oder zurückgeschickten Flüchtlingen und Asylsuchenden sowie Sanktionen gegen aus dem Ausland repatriierte Bürger der Demokratischen Volksrepublik Korea, die in der Folge mit Straf...
	v) die alle Bereiche durchdringenden, gravierenden Einschränkungen der Gedanken-, Gewissens-, Religions-, Weltanschauungs- und Meinungsfreiheit, des Rechts der freien Meinungsäußerung, der Freiheit, sich friedlich zu versammeln, der Vereinigungsfreihe...
	vi) die Verletzungen der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte, die zu schwerer Mangelernährung, weit verbreiteten Gesundheitsproblemen und anderen Härten für die Bevölkerung der Demokratischen Volksrepublik Korea, insbesondere für Angehör...
	vii) die andauernden Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten von Frauen, insbesondere die Schaffung von Verhältnissen im Inneren, die Frauen dazu zwingen, das Land zu verlassen und sich der Gefahr auszusetzen, zu Opfern des Frauenhandels z...
	viii) die weiterhin eingehenden Berichte über Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten von Kindern, insbesondere über den für viele Kinder weiter fehlenden Zugang zu grundlegenden wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten, und nimm...
	ix) die weiterhin eingehenden Berichte über Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten von Menschen mit Behinderungen, insbesondere den Einsatz von Gemeinschaftslagern und Zwangsmaßnahmen, die sich gegen das Recht von Menschen mit Behinderung...
	x) die Verletzungen der Arbeitnehmerrechte, einschließlich des Rechts auf Vereinigungsfreiheit und der wirksamen Anerkennung des Rechts auf Kollektivverhandlungen, des Streikrechts gemäß den in dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale un...
	Dafür: Albanien, Andorra, Argentinien, Australien, Bahamas, Barbados, Belgien, Belize, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Bulgarien, Cabo Verde, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Repu...
	Dagegen: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Arabische Republik Syrien, Armenien, Bangladesch, Belarus, Bolivien (Plurinationaler Staat), Brunei Darussalam, Burundi, China, Ecuador, Eritrea, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Kambodsch...
	Enthaltungen: Angola, Antigua und Barbuda, Äthiopien, Bahrain, Benin, Bhutan, Brasilien, Burkina Faso, Côte d’Ivoire, Demokratische Volksrepublik Laos, Dschibuti, El Salvador, Fidschi, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Jam...


	68/184. Die Menschenrechtssituation in der Islamischen Republik Iran
	68/185. Folgemaßnahmen zum Zwölften Kongress der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege und Vorbereitungen für den Dreizehnten Kongress der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege
	68/186. Stärkung der Maßnahmen der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege zum Schutz von Kulturgut, insbesondere in Bezug auf den illegalen Handel damit
	68/187. Technische Hilfe zur Durchführung der internationalen Übereinkommen und Protokolle betreffend die Terrorismusbekämpfung
	68/188. Rechtsstaatlichkeit, Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege in der Entwicklungsagenda der Vereinten Nationen über 2015 hinaus
	68/189. Musterstrategien und praktische Maßnahmen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege zur Beseitigung von Gewalt gegen Kinder

	68/190. Mindestgrundsätze für die Behandlung der Gefangenen
	68/191. Vorgehen gegen die Tötung von Frauen und Mädchen aufgrund des Geschlechts
	68/192. Verbesserung der Koordinierung des Vorgehens gegen den Menschenhandel
	68/193. Stärkung des Programms der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege, insbesondere seiner Kapazität zur technischen Zusammenarbeit
	68/194. Afrikanisches Institut der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und die Behandlung Straffälliger
	68/195. Verhütung und Bekämpfung korrupter Praktiken und der Übertragung von Erträgen aus Korruption, Erleichterung der Wiedererlangung von Vermögenswerten und Rückgabe dieser Vermögenswerte an die rechtmäßigen Eigentümer, insbesondere an die Ursprung...

	68/196. Leitlinien der Vereinten Nationen für Alternative Entwicklung
	68/197. Internationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Weltdrogenproblems
	68/240. Menschenrechtsausschuss
	Dafür: Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Cabo Ver...
	Dagegen: Arabische Republik Syrien.
	Enthaltungen: Äthiopien.
	68/241. Menschenrechtsausbildungs- und -dokumentationszentrum der Vereinten Nationen für Südwestasien und die arabische Region

	68/242. Die Menschenrechtssituation in Myanmar




